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Reichs⸗Geſetzblatt 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Aenderung des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz und die Erganzung des 
Strafgeſetzbuchs. S. 259. — Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Geſetzes über den Unter⸗ 


ſtützungswohnſiz vom 6. Juni 1870. S. 262. — Bekanntmachung, betreffend Ergänzung und 
Berichtigung der dem internationalen Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügten 
Liſte. S. 277. 


(Nr 2149.) Geſetz, betreffend die Aenderung des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz und 
die Ergänzung des Strafgeſetzbuchs. Vom 12. März 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König 
von Preußen 2. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Artikel 1. 


Das Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 360) wird in nachſtehender Weiſe abgeändert: 


I. 
Im F. 10 und F. 22 iſt an Stelle der Worte: „nach zurückgelegtem 
vierundzwanzigſten Lebensjahre“ zu ſetzen: 
„nach zurückgelegtem achtzehnten Lebensjahre“. 


II. 
Der F. 29 erhält folgende Faſſung: 

Wenn Perſonen, welche gegen Lohn oder Gehalt in einem 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniß ſtehen, oder deren ihren Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz theilende Angehörige, oder wenn Lehrlinge am 
Dienſt⸗ oder Arbeitsorte erkranken, fo hat der. Ortsarmenverband 
dieſes Ortes die Verpflichtung, den Erkrankten die erforderliche Kur 
und Verpflegung zu gewähren. 

Ein Anſpruch auf Erſtattung der entſtehenden Kur⸗ und 
Verpflegungskoſten beziehungsweiſe auf Uebernahme des Hülfs⸗ 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1894. 39 


Ausgegeben zu Berlin den 20. März 1894. 
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bedürftigen gegen einen anderen Armenverband erwächſt in dieſen 
Fällen nur, wenn die Krankenpflege länger als dreizehn Wochen 
fortgeſetzt wurde, und nur für den über dieſe Friſt hinausgehenden 
Zeitraum. 

Dem zur Unterſtützung an ſich verpflichteten Armenverbande 
muß ſpäteſtens ſieben Tage vor Ablauf des dreizehnwöchentlichen 
Zeitraums Nachricht von der Erkrankung gegeben werden, widrigen⸗ 
falls die Erſtattung der Koſten erſt von dem, ſieben Tage nach 
dem Eingange der Nachricht beginnenden Zeitraume an gefordert 
werden kann. 

Die Beſtimmungen der Abſätze 2 und 3 finden keine An⸗ 
wendung, wenn das Dienſt- oder Arbeitsverhältniß, durch welches 
der Aufenthalt am Dienſt- oder Arbeitsorte bedingt wurde, nach 
ſeiner Natur oder im Voraus durch Vertrag auf einen Zeitraum 
von einer Woche oder weniger beſchränkt iſt. 

Schwangerſchaft an ſich iſt nicht als eine Krankheit im Sinne 
der vorſtehenden Beſtimmung anzuſehen. 


III. 
1. Im FK. 30 Abſatz 1 lit. b Zeile 1 iſt ſtatt der Worte: „wenn 
der Unterſtützte keinen Unterſtützungswohnſitz hat“ zu ſetzen: 
„wenn ein Unterſtützungswohnſitz des Unterſtützten nicht zu er⸗ 
mitteln iſt “. 


2. Swiſchen die Abſätze 1 und 2 des $. 30 iſt folgender neuer 
Abſatz einzuſchieben: 

„Der Beweis, daß ein Unterſtützungswohnſitz des Unterſtützten 
nicht zu ermitteln geweſen iſt, gilt ſchon dann als erbracht, wenn der 
die Erſtattung fordernde Armenverband dargelegt hat, daß er alle 
diejenigen Erhebungen vorgenommen hat, welche nach Lage der 
Verhältniſſe als geeignet zur Ermittelung eines Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzes auzuſehen waren. Wird nach der Erſtattung ein Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz des Unterſtützten nachträglich ermittelt, ſo iſt der 
Armenverband, welcher die Erſtattung vorgenommen hat, berechtigt, 
von dem Armenverbande des Unterſtützungswohnſitzes für die 
gewährte Unterſtützung und für die durch nachträgliche Er⸗ 
mittelungen entſtandenen Koſten Erſatz zu beanſpruchen.“ 


IV. 
In das Geſetz wird aufgenommen: 
$. 30a. 
Erſtattungs⸗ und Erſatzanſprüche, welche auf Grund dieſes 
Geſetzes erhoben werden, verjähren in zwei Jahren vom Ablauf 
desjenigen Jahres ab, in welchem der Anſpruch entſtanden iſt. 
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V. 
In das Geſetz wird aufgenommen: 


$. 32a. 

Soweit nach Beſtimmung der Landesgeſetze einzelne Zweige 
der öffentlichen Armenpflege den Landarmenverbänden übertragen 
ſind, gehen auf dieſe die Rechte und Pflichten der Ortsarmen⸗ 
verbände über. 


Artikel 2. ; 
In den F. 361 des Strafgeſetzbuchs wird hinter Nummer 9 folgende 
Nummer 10 eingeſtellt: 

„10. wer, obſchon er in der Lage iſt, diejenigen, zu deren Ernährung 
er verpflichtet iſt, zu unterhalten, ſich der Unterhaltspflicht trotz 
der Aufforderung der zuſtändigen Behörde derart entzieht, daß durch 
Vermittelung der Behörde fremde Hülfe in Anſpruch genommen 
werden muß;“ 

Ferner iſt in dem letzten Abſatz des F. 361 des Strafgeſetzbuchs (eichs⸗ 
Geſetzbl. 1876 S. 112) Zeile 2 von unten hinter „9“ zu fegen: „und 10. 


Artikel 3. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1894 in Kraft. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Tert des Geſetzes über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 360), wie er ſich aus 
den Aenderungen durch gegenwärtiges Geſetz ergiebt, durch das Reichs⸗Geſetzblatt 
bekannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 12. März 1894. 


(L. S.) Wilhelm. 
von Boetticher. 


39° 


— 262 — 


(Nr. 2150.) Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Geſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz vom 6. Juni 1870 (Bundes-Geſetzbl. S. 360). Vom 12. März 1894. 


Auf Grund des Artikels 3 des Geſetzes vom 12. März 1894, betreffend die 
Aenderung des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz und die Ergänzung des 
Strafgeſetzbuchs, wird der Text des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 
6. Juni 1870 (Bundes ⸗Geſetzbl. S. 360) „wie er ſich aus den Aenderungen durch 
jenes Geſetz ergiebt, nachſtehend bekannt gemacht. 


Berlin, den 12. März 1894. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 


Geſetz 


über 


den Unterſtützungswohuſitz. 


le 
Sleichberechtigung Jeder Norddeutſche ift in jedem Bundesſtaate in Bezug 
EE en a) auf die Art und das Maß der im Falle der Hülfsbedürftigkeit zu ge: 
währenden öffentlichen Unterſtützung, 
b) auf den Erwerb und Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes 
als Inländer zu behandeln. 
Die Beſtimmungen im $. 7 des Geſetzes über die Freizuͤgigkeit vom 


1. November 1867 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 55) find auf Norddeutſche ferner nicht 
anwendbar. 
K. 2. 


me der öffentlichen Die öffentliche Unterſtützung hülfsbedürftiger Norddeutſcher wird, nach 
ne näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes, durch Ortsarmenverbände und durch Land⸗ 
8 armenverbände geübt. 
NK 2 


tsarmenverbände. Ortsarmenverbände können aus einer oder mehreren Gemeinden und, wo 
die Gutsbezirke außerhalb der Gemeinden ſtehen, aus einem oder mehreren Guts⸗ 
bezirken, beziehungsweiſe aus Gemeinden und Gutsbezirken zuſammengeſetzt ſein. 
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Alle zu einem Ortsarmenverbande vereinigten Gemeinden und Gutsbezirke gelten 
in Anſehung der durch dieſes Geſetz geregelten Verhältniſſe als eine Einheit. 


F. 4. 

Wo räumlich abgegrenzte Ortsarmenverbände noch nicht beſtehen, ſind 
dieſelben bis zum 1. Juli 1871 einzurichten. Bis zum gleichen Termine muß 
jedes Grundſtück, welches noch zu keinem Ortsarmenverbande gehört, entweder 
einem angrenzenden Ortsarmenverbande nach Anhörung der Betheiligten durch 
die zuſtändige Behörde ($. 8) zugeſchlagen, oder ſelbſtändig als Ortsarmen⸗ 
verband eingerichtet werden. 


6: 15. 

Die öffentliche Unterſtützung hülfsbedürftiger Norddeutſcher, welche end— 
gültig zu tragen kein Ortsarmenverband verpflichtet iſt (der Landarmen), liegt 
den Landarmenverbänden ob. Zur Erfüllung dieſer Obliegenheit hat jeder 
Bundesſtaat bis zum 1. Juli 1871 entweder unmittelbar die Funktionen des 
Landarmenverbandes zu übernehmen, oder beſondere, räumlich abgegrenzte Land⸗ 
armenverbände, wo ſolche noch nicht beſtehen, einzurichten. 

Dieſelben umfaſſen der Regel nach eine Mehrheit von Ortsarmenverbänden, 
können ſich aber ausnahmsweiſe auf den Bezirk eines einzigen Ortsarmenverbandes 
beſchränken. 


8 
Armenverbände, deren Mitgliedſchaft an ein beſtimmtes Glaubensbekenntniß 
geknüpft iſt, gelten nicht als Armenverbände im Sinne des Geſetzes. 


Ré 
Die Orts⸗ und Landarmenverbände ſtehen in Bezug auf die Verfolgung 
ihrer Rechte einander gleich. Hat ein Bundesſtaat unmittelbar die Funktionen 
des Landarmenverbandes übernommen (F. 5), fo ſteht er in allen durch dieſes 
Geſetz geregelten Verhältniſſen den Landarmenverbänden gleich. 


§. 8. 

Die Landesgeſetze beſtimmen über die Zuſammenſetzung und Einrichtung 
der Ortsarmenverbände und Landarmenverbände, über die Art und das Maß 
der im Falle der Hülfsbedürftigkeit zu gewährenden öffentlichen Unterſtützung, 
über die Beſchaffung der erforderlichen Mittel, darüber, in welchen Fällen und 
in welcher Weiſe den Ortsarmenverbänden von den Landarmenverbänden oder 
von anderen Stellen eine Beihülfe zu gewähren iſt, und endlich darüber, ob 
und inwiefern ſich die Landarmenverbände der Ortsarmenverbände als ihrer 
Organe behufs der öffentlichen Unterſtützung Hülfsbedürftiger bedienen dürfen. 


Landarmenverbände. 


Erwerb des Unter⸗ 
ſtützungswohnſitzes: 


durch Aufenthalt. 
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Nein 
Der Unterſtützungswohnſitz wird erworben durch 
a) Aufenthalt, 
p) Verehelichung, 
e) Abſtammung. 
F. 10. 
Wer innerhalb eines Ortsarmenverbandes nach zurückgelegtem achtzehnten 
Lebensjahre zwei Jahre lang ununterbrochen ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt ge⸗ 
habt hat, erwirbt dadurch in demſelben den Unterſtützungswohnſitz. 


§. 1 

Die zweijährige Friſt läuft von dem Tage, an welchem der Aufenthalt 
begonnen iſt. 

Durch den Eintritt in eine Kranken-, Bewahr- oder Heilanſtalt wird jedoch 
der Aufenthalt nicht begonnen. 

Wo für ein ländliches oder ſtädtiſches Geſinde, Arbeitsleute, Wirthſchafts⸗ 
beamte, Pächter oder andere Miethsleute der Wechſel des Wohnortes zu be⸗ 
ſtimmten, durch Geſetz oder ortsübliches Herkommen feſtgeſetzten Terminen ſtatt⸗ 
findet, gilt der übliche Umzugstermin als Anfang des Aufenthalts, ſofern nicht 
zwiſchen dieſem Termine und dem Tage, an welchem der Aufenthalt wirklich 
beginnt, ein mehr als ſiebentägiger Zeitraum gelegen hat. 


H. 12. 

Wird der Aufenthalt unter Umſtänden begonnen, durch welche die An- 
nahme der freien Selbſtbeſtimmung bei der Wahl des Aufenthaltsortes aus⸗ 
geſchloſſen wird, ſo beginnt der Lauf der zweijährigen Friſt erſt mit dem Tage, 
an welchem dieſe Umſtände aufgehört haben. 

Treten ſolche Umſtände erſt nach Beginn des Aufenthalts ein, ſo ruht 
während ihrer Dauer der Lauf der zweijährigen Friſt. 


§. 13. 
Als Unterbrechung des Aufenthalts wird eine freiwillige Entfernung nicht 
angeſehen, wenn aus den Umftänden, unter welchen ſie erfolgt, die Abſicht erhellt, 
den Aufenthalt beizubehalten. 


$. 14. 


Der Lauf der zweijährigen Friſt ($. 10) ruht während der Dauer der 
von einem Armenverbande gewährten öffentlichen Unterſtützung. 

Er wird unterbrochen durch den von einem Armenverbande auf Grund 
der Beſtimmung im 8. 5 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 
geftellten Antrag auf Anerkennung der Verpflichtung zur Uebernahme eines 
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Hülfsbedürftigen. Die Unterbrechung erfolgt mit dem Tage, an welchem der 
alſo geſtellte Antrag an den betreffenden Armenverband oder an die vorgeſetzte 
Behörde eines der betheiligten Armenverbände abgeſandt iſt. 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn der Antrag nicht innerhalb 
zweier Monate weiter verfolgt oder wenn derſelbe erfolglos geblieben iſt. 


R. 15. 
Die Ehefrau theilt vom Zeitpunkte der Eheſchließung ab den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz des Mannes. 
erte 
Wittwen und rechtskräftig gefchiedene Ehefrauen behalten den bei Auf: 
löſung der Ehe gehabten Unterſtützungswohnſitz ſo lange, bis ſie denſelben nach 
den Vorſchriften der $$. 22 Nr. 2, 23 bis 27 verloren oder einen anderweitigen 
Unterſtützungswohnſitz nach Vorſchrift der 55. 9 bis 14 erworben haben. 


S 


Als ſelbſtändig in Beziehung auf den Erwerb und Verluſt des Unter: 
ſtützungswohnſitzes gilt die Ehefrau auch während der Dauer der Ehe, wenn und 
ſolange der Ehemann ſie böslich verlaſſen hat, ferner wenn und ſolange ſie 
während der Dauer der Haft des Ehemannes oder in Folge ausdrücklicher Ein- 
willigung desſelben oder kraft der nach den Landesgeſetzen ihr zuſtehenden Be— 
fugniß vom Ehemanne getrennt lebt und ohne deſſen Beihülfe ihre Ernährung findet. 


9.918. 

Eheliche und den ehelichen geſetzlich gleichſtehende Kinder theilen, vorbe— 
haltlich der Beſtimmung des F. 20, den Unterſtützungswohnſitz des Vaters ſolange, 
bis fie denſelben nach Vorſchrift der $$. 22 Nr. 2, 23 bis 27 verloren, oder 
einen anderweitigen Unterſtützungswohnſitz nach Vorſchrift der §§. 9 bis 14 
erworben haben. 

Sie behalten dieſen Unterſtützungswohnſitz auch nach dem Tode des Vaters 
bis zu dem vorſtehend gedachten Zeitpunkte, vorbehaltlich der Beſtimmung des $. 19. 


n 
Wenn die Mutter den Vater überlebt, ſo theilen nach Auflöſung der Ehe 
durch den Tod des Vaters die ehelichen und den ehelichen geſetzlich gleichſtehenden 
Kinder den Unterſtützungswohnſitz der Mutter in dem Umfange des $. 18. 
Gleiches gilt im Falle des $. 17, ſofern die Kinder bei der Trennung 
vom Hausſtande des Vaters der Mutter gefolgt find. 


$. 20. 


Bei der Scheidung der Ehe theilen die ehelichen und den ehelichen ge- 
ſetzlich gleichftehenden Kinder in dem Umfange des $. 18 den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz der Mutter, wenn dieſer die Erziehung der Kinder zuſteht. 


durch Verehelichung, 


durch Abſtammung 
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K. 21. 


Uneheliche Kinder theilen in dem Umfange des $. 18 den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz der Mutter. 


$. 22. 
SR 1 8 15 Der Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes tritt ein durch 
ungswohnſtzes. 
v 7 1. Erwerbung eines anderweitigen Unterſtützungswohnſitzes, 


2. zweijährige ununterbrochene Abweſenheit nach zurückgelegtem achtzehnten 
ebensjahre. 


F. 23. 

Die zweijährige Friſt läuft von dem Tage, an welchem die Abweſenheit 
begonnen hat. 

Durch den Eintritt in eine Kranken-, Bewahr- oder Heilanſtalt wird jedoch 
die Abweſenheit nicht begonnen. 

Wo für ländliches oder ſtädtiſches Geſinde, Arbeitsleute, Wirthſchaftsbeamte, 
Pächter oder andere Miethsleute der Wechſel des Wohnortes zu beſtimmten, 
durch Geſetz oder ortsübliches Herkommen feſtgeſetzten Terminen ſtattfindet, gilt 
der übliche Umzugstermin als Anfang der Abweſenheit, ſofern nicht zwiſchen 
dieſem Termine und dem Tage, an welchem die Abweſenheit wirklich beginnt, 
ein mehr als ſiebentägiger Zeitraum gelegen hat. 


. 24. 


Iſt die Abweſenheit durch Umſtände veranlaßt, durch welche die Annahme 
der freien Selbſtbeſtimmung bei der Wahl des Aufenthaltsortes ausgeſchloſſen 
wird, ſo beginnt der Lauf der zweijährigen Friſt erſt mit dem Tage, an welchem 
dieſe Umſtände aufgehört haben. 

Treten ſolche Umſtände erſt nach dem Beginn der Abweſenheit ein, ſo 
ruht während ihrer Dauer der Lauf der zweijährigen Friſt. 


8.25 
Als Unterbrechung der Abweſenheit wird die Rückkehr nicht angeſehen, 
wenn aus den Umſtänden, unter welchen ſie erfolgt, die Abſicht erhellt, den 
Aufenthalt nicht dauernd fortzuſetzen. 


$. 26. 

Die Anſtellung oder Verſetzung eines Geiſtlichen, Lehrers, öffentlichen oder 
Privat⸗Beamten, ſowie einer nicht blos zur Erfüllung der Militärpflicht im 
Bundesheere oder in der Bundes⸗Kriegsmarine dienenden Militärperſon gilt nicht 
als ein die freie Selbſtbeſtimmung bei der Wahl des Aufenthaltsortes aus⸗ 
ſchließender Umſtand. 


— 2 — 


$. 27. 

Der Lauf der zweijährigen Friſt (F. 22) ruht während der Dauer der 
von einem Armenverbande gewährten öffentlichen Unterſtützung. 

Er wird unterbrochen durch den von einem Armenverbande auf Grund 
der Beſtimmung im F. 5 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. No⸗ 
vember 1867 geſtellten Antrag auf Anerkennung der Verpflichtung zur Ueber 
nahme eines Hülfsbedürftigen. Die Unterbrechung erfolgt mit dem Tage, an 
welchem der alſo geſtellte Antrag an den betreffenden Armenverband oder an 
die vorgeſetzte Behörde eines der betheiligten Armenverbände abgeſandt iſt. 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn der Antrag nicht innerhalb 
zweier Monate weiter verfolgt, oder wenn derſelbe erfolglos geblieben iſt. 


$. 28. 

Jeder hülfsbedürftige Norddeutſche muß vorläufig von demjenigen Orts⸗ 
armenverbande unterſtützt werden, in deſſen Bezirk er ſich bei dem Eintritt der 
Hülfsbedürftigkeit befindet. Die vorläufige Unterſtützung erfolgt vorbehaltlich 
des Anſpruchs auf Erſtattung der Koſten beziehungsweiſe auf Uebernahme des 
Hülfsbedürftigen gegen den hierzu verpflichteten Armenverband. 


. 29. 


Wenn Perſonen, welche gegen Lohn oder Gehalt in einem Dienft- oder 
Arbeitsverhältniß ſtehen, oder deren ihren Unterſtützungswohnſitz theilende An— 
gehörige, oder wenn Lehrlinge am Dienſt- oder Arbeitsorte erkranken, jo hat der 
Ortsarmenverband dieſes Ortes die Verpflichtung, den Erkrankten die erforderliche 
Kur und Verpflegung zu gewähren. 

Ein Anſpruch auf Erſtattung der entſtehenden Kur- und Verpflegungs— 
koſten beziehungsweiſe auf Uebernahme des Hülfsbedürftigen gegen einen anderen 
Armenverband erwächſt in dieſen Fällen nur, wenn die Krankenpflege länger als 
dreizehn Wochen fortgeſetzt wurde, und nur für den über dieſe Friſt hinaus⸗ 
gehenden Zeitraum. 

Dem zur Unterſtützung an ſich verpflichteten Armenverbande muß ſpäteſtens 
ſieben Tage vor Ablauf des dreizehnwöchentlichen Zeitraums Nachricht von der 
Erkrankung gegeben werden, widrigenfalls die Erſtattung der Koſten erſt von 
dem, fieben Tage nach dem Eingange der Nachricht beginnenden Zeitraume an 
gefordert werden kann. 

Die Beſtimmungen der Abſätze 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn 
das Dienft- oder Arbeitsverhältniß, durch welches der Aufenthalt am Dienft- 
oder Arbeitsorte bedingt wurde, nach ſeiner Natur oder im Voraus durch Vertrag 
auf einen Zeitraum von einer Woche oder weniger beſchränkt iſt. 

Schwangerſchaft an ſich iſt nicht als eine Krankheit im Sinne der vor 
ſtehenden Beſtimmung anzuſehen. 

Reichs⸗Geſetzbl. 1894. 40 


Pflichten und Rechte 


der Armenverbände. 
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$. 30. 


Zur Erſtattung der durch die Unterſtützung eines hülfsbedürftigen Nord⸗ 
deutſchen erwachſenen Koſten, ſoweit dieſelben nicht in Gemäßheit des $. 29 dem 
Ortsarmenverbande des Dienſtortes zur Laſt fallen, ſind verpflichtet: 

a) wenn der Unterſtützte einen Unterſtützungswohnſitz hat, der Ortsarmen⸗ 

verband feines Unterſtützungswohnſitzes; 

b) wenn ein Unterſtützungswohnſitz des Unterſtützten nicht zu ermitteln iſt, 
derjenige Landarmenverband, in deſſen Bezirk er ſich bei dem Eintritt der 
Hülfsbedürftigkeit befand oder, falls er im hülfsbedürftigen Zuſtande 
aus einer Straf-, Kranken-, Bewahr⸗ oder Heilanſtalt entlaſſen wurde, 
derjenige Landarmenverband, aus welchem ſeine Einlieferung in die 
Anſtalt erfolgt iſt. 

Der Beweis, daß ein Unterſtützungswohnſitz des Unterſtützten nicht zu er⸗ 
mitteln geweſen iſt, gilt ſchon dann als erbracht, wenn der die Erſtattung for- 
dernde Armenverband dargelegt hat, daß er alle diejenigen Erhebungen vor⸗ 
genommen hat, welche nach Lage der Verhältniſſe als geeignet zur Ermittelung 
eines Unterſtützungswohnſitzes anzuſehen waren. Wird nach der Erſtattung ein 
Unterſtützungswohnſitz des Unterſtützten nachträglich ermittelt, ſo iſt der Armen⸗ 
verband, welcher die Erſtattung vorgenommen hat, berechtigt, von dem Armen⸗ 
verbande des Unterſtützungswohnſitzes für die gewährte Unterſtützung und für die 
durch nachträgliche Ermittelungen entſtandenen Koſten Erſatz zu beanſpruchen. 

Die Höhe der zu erſtattenden Koſten richtet ſich nach den am Orte der 
ſtattgehabten Unterſtützung über das Maß der öffentlichen Unterſtützung Hülfs⸗ 
bedürftiger geltenden Grundſätzen, ohne daß dabei die allgemeinen Verwaltungs⸗ 
koſten der Armenanſtalten, ſowie beſondere Gebühren für die Hülfeleiſtung feft 
remunerirter Armenärzte in Anſatz gebracht werden dürfen. 

Für ſolche bei der öffentlichen Unterſtützung häufiger vorkommenden Auf— 
wendungen, deren täglicher oder wöchentlicher Betrag ſich in Pauſchquanten feſt⸗ 
ftelfen läßt (3. B. Verpflegungsſätze in Kranken» oder Armenhäuſern), kann in 
jedem Bundesſtaate, entweder für das ganze Staatsgebiet gleichmäßig, oder be 
zirksweiſe verſchieden, ein Tarif aufgeſtellt und öffentlich bekannt gemacht werden, 
deſſen Sätze die Erſtattungsforderung nicht überſteigen darf. 

$. 30 a. 

Erſtattungs- und Erſatzanſprüche, welche auf Grund dieſes Geſetzes erhoben 
werden, verjähren in zwei Jahren vom Ablauf desjenigen Jahres ab, in welchen 
der Anſpruch entſtanden iſt. 

§. 31. 


Der nach der Vorſchrift des F. 30 zur Koſtenerſtattung verpflichtete 
Armenverband iſt zur Uebernahme eines hülfsbedürftigen Norddeutſchen verpflichtet, 
wenn die Unterſtützung aus anderen Gründen als wegen einer nur vorüber⸗ 
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gehenden Arbeitsunfähigkeit nothwendig geworden iſt ($. 5 des Geſetzes über die 
Freizügigkeit vom 1. November 1867, Bundes⸗Geſetzbl. S. 55). 


F. 32. 


Der zur Uebernahme eines hülfsbedürftigen Norddeutſchen verpflichtete 
Armenverband kann — ſoweit nicht auf Grund der $$. 55 und 56 etwas 
Anderes feſtgeſtellt worden iſt — die Ueberführung desſelben in ſeine unmittelbare 
Fürſorge verlangen. 

Die Koſten der Ueberführung hat der verpflichtete Armenverband zu tragen. 

Beantragt hiernach der zur Uebernahme eines Hülfsbedürftigen verpflichtete 
Armenverband deſſen Ueberführung, und dieſe unterbleibt oder verzögert ſich 
durch die Schuld des Armenverbandes, welcher zur vorläufigen Unterſtützung 
desſelben verpflichtet iſt, ſo verwirkt der letztere dadurch für die Folgezeit, be 
ziehungsweiſe für die Zeit der Verzögerung, den Anſpruch auf Erſtattung der 
Koſten. 

$. 32a. 


Soweit nach Beſtimmung der Landesgeſetze einzelne Zweige der öffentlichen 
Armenpflege den Landarmenverbänden übertragen ſind, gehen auf dieſe die Rechte 
und Pflichten der Ortsarmenverbände über. 


$. 33. 


Muß ein Norddeutſcher, welcher keinen Unterſtützungswohnſitz hat, auf 
Verlangen ausländiſcher Staatsbehörden aus dem Auslande übernommen werden, 
und iſt bei der Uebernahme der Fall der Hülfsbedürftigkeit vorhanden, oder tritt 
derſelbe innerhalb ſieben Tagen nach erfolgter Uebernahme ein, ſo liegt die Ver⸗ 
pflichtung zur Erſtattung der Koſten der Unterſtützung, beziehungsweiſe zur Ueber⸗ 
nahme des Hülfsbedürftigen, demjenigen Bundesſtaate ob, innerhalb deſſen der 
Hülfsbedürftige feinen letzten Unterſtützungswohnſitz gehabt hat, mit der Maßgabe, 
daß es jedem Bundesſtaate überlaſſen bleibt, im Wege der Landesgeſetzgebung 
dieſe Verpflichtung auf ſeine Armenverbände zu übertragen. 


F. 34. 

Muß ein Ortsarmenverband einen hülfsbedürftigen Norddeutſchen, welcher 
innerhalb desſelben ſeinen Unterſtützungswohnſitz nicht hat, unterſtützen, ſo hat 
der Ortsarmenverband zunächſt eine vollſtändige Vernehmung des Unterſtützten 
über ſeine Heimaths⸗, Familien⸗ und Aufenthaltsverhältniſſe zu bewirken, und 
ſodann den Anſpruch auf Erſtattung der aufgewendeten beziehungsweiſe aufzu⸗ 
wendenden Koſten bei Vermeidung des Verluſtes dieſes Anſpruchs binnen ſechs 
Monaten nach begonnener Unterſtützung bei dem vermeintlich verpflichteten Armen⸗ 
verbande mit der Anfrage anzumelden, ob der Anſpruch anerkannt wird. 

Iſt der verpflichtete Armenverband nicht zu ermitteln, ſo hat die Anmeldung 
behufs Wahrung des erhobenen Erſtattungsanſpruchs innerhalb der oben nor- 
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mitten Friſt von ſechs Monaten bei der zuſtändigen vorgeſetzten Behörde des 
betheiligten Armenverbandes zu erfolgen. 

Iſt nach der Anſicht des unterſtützenden Ortsarmenverbandes der Fall 
dazu angethan, dem Unterſtützten die Fortſetzung des Aufenthalts nach §. 5 des 
Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 55 ff.) 
zu verſagen, und will der Ortsarmenverband von der bezüglichen Befugniß 
Gebrauch machen, ſo iſt dies in der Benachrichtigung ausdrücklich zu bemerken. 


§. 35. 
Geht auf die erlaſſene Anzeige innerhalb vierzehn Tagen nach dem Em⸗ 
pfange derſelben eine zuſtimmende Antwort des in Anſpruch genommenen Armen⸗ 
verbandes nicht ein, ſo gilt dies einer Ablehnung des Anſpruchs gleich. 


$. 36. 


Jeder Armenverband iſt berechtigt, ſeine Anſprüche gegen einen anderen 
Armenverband auf dem durch dieſes Geſetz bezeichneten Wege ſelbſtändig und 
unmittelbar vor den zur Entſcheidung, ſowie zur Vollſtreckung derſelben berufenen 
Behörden zu verfolgen. 


F. 37. 

Streitigkeiten zwiſchen verſchiedenen Armenverbänden über die öffentliche 
Unterſtützung Hülfsbedürftiger werden, wenn die ſtreitenden Theile einem und 
demſelben Bundesſtaate angehören, auf dem durch die Landesgeſetze vorgeſchriebenen 
Wege entſchieden. 

Gehören die ſtreitenden Armenverbände verſchiedenen Bundesſtaaten an, 
fo finden die nachfolgenden Vorſchriften der $$. 38 bis 51 dieſes Geſetzes An⸗ 
wendung. 

$. 38. 

Lehnt ein Armenverband den gegen ihn erhobenen Anſpruch auf Erſtattung 
der Koſten oder auf Uebernahme eines Hülfsbedürftigen ab, ſo wird auf Antrag 
desjenigen Armenverbandes, welcher die öffentliche Unterſtützung vorläufig zu 
gewähren genöthigt iſt, über den erhobenen Anſpruch im Verwaltungswege durch 
diejenige Spruchbehörde entſchieden, welche dem in Anſpruch genommenen Mme, 
verbande vorgeſetzt iſt. 

Die Zuſtändigkeit, den Inſtanzenzug, ſowie das Verfahren regelt innerhalb 
jedes Bundesſtaates, vorbehaltlich der Vorſchriften dieſes Geſetzes, die Landes— 
geſetzgebung. 
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Die zur Entſcheidung zuſtändigen Landesbehörden ſind befugt, Unter⸗ 
ſuchungen an Ort und Stelle zu veranlaſſen, Zeugen und Sachverſtändige zu 
laden und eidlich zu vernehmen, überhaupt den angetretenen Beweis in vollem 
Umfange zu erheben. 
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$. 40. 


Die Entſcheidung erfolgt durch ſchriftlichen, mit Gründen verſehenen Beſchluß;; 
ſofern dabei für den in Anſpruch genommenen Armenverband eine Verpflichtung 
zur Uebernahme eines Hülfsbedürftigen ($. 31) begründet iſt, muß dies in dem 
Beſchluſſe ausdrücklich ausgeſprochen werden. 


§. 41 


Soweit die Organiſation oder örtliche Abgrenzung der einzelnen Armen⸗ 
verbände Gegenſtand des Streites iſt, bewendet es endgültig bei der Entſcheidung 
der höchſten landesgeſetzlichen Inſtanz. Im Uebrigen findet gegen deren Ent⸗ 
ſcheidung nur die Berufung an das Bundesamt für das Heimathweſen ſtatt. 


$. 42. 

Das Bundesamt für das Heimathweſen iſt eine ſtändige und kollegiale 
Behörde, welche ihren Sitz in Berlin hat. 

Es beſteht aus einem Vorſitzenden und mindeſtens vier Mitgliedern. Der 
Vorſitzende, ſowie die letzteren werden auf Vorſchlag des Bundesraths vom 
Bundespräfidium auf Lebenszeit ernannt. Der Vorſitzende ſowohl, als auch 
mindeſtens die Hälfte der Mitglieder muß die Qualifikation zum höheren Richter- 
amt im Staate ihrer Angehörigkeit beſitzen. 


$. 43. 

Bezüglich der Rechtsverhältniſſe der Mitglieder des Bundesamts gelten 
bis zum Erlaß beſonderer bundesgeſetzlicher Vorſchriften die Beſtimmungen der 
RR. 23 bis 26 des Geſetzes, betreffend die Errichtung eines oberſten Gerichtshofes 
für Handelsſachen, vom 12. Juni 1869 mit der Maßgabe, daß 

1. an Stelle des Plenum des Oberhandelsgerichts das Plenum des Bundes⸗ 

amts tritt, und daß im Falle des F. 25 a. a. O. die Verrichtungen 
des Staatsanwalts und des Unterſuchungsrichters von je einem Mit— 
gliede des Königlich preußiſchen Kammergerichts zu Berlin, welches der 
Bundeskanzler ernennt, wahrgenommen werden, 

bezüglich der Höhe der Penſionen die Vorſchriften in Anwendung 
kommen, welche darüber in demjenigen Bundesſtaate gelten, aus deſſen 
Dienſte das Mitglied des Bundesamts berufen iſt. 
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$. 44. 


Zur Abfaſſung einer gültigen Entſcheidung des Bundesamts gehört die 
Anweſenheit von mindeſtens drei Mitgliedern, von denen mindeſtens Eines die 
im F. 42 vorgeſchriebene richterliche Qualifikation haben muß. 

Die Zahl der Mitglieder, welche bei der Faſſung eines Beſchluſſes eine 
entſcheidende Stimme führen, muß in allen Fällen eine ungerade ſein. Iſt die 


Bundesamt für das 
Heimathweſen. 
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Zahl der bei der Erledigung einer Sache mitwirkenden Mitglieder eine gerade, 
ſo führt dasjenige Mitglied, welches zuletzt ernannt iſt, und bei gleichem Dienſt⸗ 
alter dasjenige, welches der Geburt nach das jüngere iſt, nur eine berathende 
Stimme. 

$. 45. 

Der Geſchäftsgang bei dem Bundesamt wird durch ein Regulativ geordnet, 
welches das Bundesamt zu entwerfen und dem Bundesrath zur Beſtätigung 
einzureichen hat. 

In dem Geſchäftsregulative ſind insbeſondere auch die Befugniſſe des Vor⸗ 
ſitzenden feſtzuſtellen. 

F. 46. 

Die Berufung an das Bundesamt iſt bei Verluſt des Rechtsmittels binnen 
vierzehn Tagen, von der Behändigung der angefochtenen Entſcheidung an ge⸗ 
rechnet, bei derjenigen Behörde, gegen deren Entſcheidung fie gerichtet ift, ſchriftlich 
anzumelden. 

Die Angabe der Beſchwerden, ſowie die Rechtfertigung der Berufung kann 
entweder zugleich mit der Anmeldung der letzteren oder innerhalb vier Wochen 
nach dieſem Termine derſelben Behörde eingereicht werden. 

Von ſämmtlichen Schriftſätzen, ſowie von den etwaigen Anlagen derſelben 
ſind Duplikate beizufügen. 


§. 47. 
Die eingegangenen Duplikate werden von der zuſtändigen Behörde der 
Gegenpartei zur ſchriftlichen, binnen vier Wochen nach der Behändigung in zwei 
Exemplaren einzureichenden Gegenerklärung zugefertigt. 


$. 48. 


Nach Ablauf dieſer Friſt legt die nämliche Behörde die ſämmtlichen Ver⸗ 
handlungen nebſt ihren Akten dem Bundesamt vor. 


§. 49. 
Erachtet das Bundesamt vor Fällung der Entſcheidung noch eine Auf⸗ 
klärung über das Sach- und Rechtsverhältniß für nöthig, ſo iſt dieſelbe unter 
Vermittelung der zuſtändigen Landesbehörde vorzunehmen. 


$. 50. 
Die Entſcheidung des Bundesamts erfolgt gebührenfrei in öffentlicher 
Sitzung nach erfolgter Ladung und Anhörung der Parteien. 
Das Erkenntniß wird ſchriftlich, mit Gründen verſehen, den Parteien 
durch Vermittelung derjenigen Behörde ($. 46) zugefertigt, gegen deren Beſchluß 
es ergangen iſt. 
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F. 51. 

Gegen die Entſcheidung des Bundesamts iſt ein weiteres Rechtsmittel 
nicht zuläſſig. 

F. 52. 

Bis zu anderweitiger, von Bundeswegen erfolgender Regebung der Kom- 
petenz des Bundesamts für das Heimathweſen kann durch die Landesgeſetz⸗ 
gebung eines Bundesſtaates beſtimmt werden, daß die Vorſchriften der AN, 38 
bis 51, 56 Abſatz 2 dieſes Geſetzes für die Streitſachen zwiſchen Armenverbänden 
des betreffenden Bundesſtaates in Wirkſamkeit treten ſollen. 


$. 53. 

In den Streitſachen über die durch dieſes Geſetz geregelte öffentliche Unter, 
ſtützung Hülfsbedürftiger ift die Entſcheidung der erſten Inſtanz, ausgenommen 
in dem Falle des $. 57, ſofort vollſtreckbar. 

Im Uebrigen findet die Exekution ſtatt: 

a) auf Grund und in den Grenzen eines von dem in Anſpruch genom⸗ 

menen Armenverbande ausgeſtellten Anerkenntniſſes ($. 55), 

b) auf Grund der endgültigen Entſcheidung. 

Die Vollſtreckung der Exekution liegt der zur Entſcheidung in erſter Inſtanz 
zuſtändigen Behörde des verpflichteten Armenverbandes ob, und iſt bei derſelben 
unter Beifügung der bezüglichen Urkunden zu beantragen. 


$. 54. 


Wird die bereits vollſtreckte Entfcheidung der erſten landesgeſetzlichen Inſtanz 
durch endgültige Entſcheidungen höherer Landesinſtanzen oder in Gemäßheit der 
$$. 38 bis 51 dieſes Geſetzes wieder aufgehoben, jo hat die zur Entſcheidung in 
erfier Inſtanz zuſtändige Behörde desjenigen Armenverbandes, welcher die Voll⸗ 
ſtreckung der Exekution erwirkt hatte, die erforderlichen Anordnungen zu treffen, 
um die Exekution und deren Folgen wieder rückgängig zu machen. 


$. 55 


Den zur vorläufigen Unterftügung 15. 28) und beziehungsweiſe zur Ueber⸗ 
nahme (F. 31) eines Hülfsbedürftigen verpflichteten Armenverbänden iſt es un⸗ 
benommen, die thatſächliche Vollſtreckung der Ausweiſung (F. 5 des Geſetzes 
über die Freizügigkeit vom 1. November 1867) durch eine unter ſich zu treffende 
Einigung über das Verbleiben der auszuweiſenden Perſon oder Familie in ihrem 
bisherigen Aufenthaltsorte gegen Gewährung eines beſtimmten Unterſtützungs⸗ 
betrages von Seiten des letztgedachten Armenverbandes dauernd oder zeitweilig 
auszuſchließen. 


Exekution 
der Entſcheidung. 
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Die erſtinſtanzlichen Behörden 155. 38, 39, 40) find verpflichtet, auf An⸗ 
rufen eines oder des anderen Betheiligten, zwecks thunlicher Herſtellung einer 
ſolchen Einigung vermittelnd einzuſchreiten. 

Iſt die Einigung urkundlich in Form eines Anerkenntniſſes feſtgeſtellt, ſo 
findet auf Grund derſelben die adminiſtrative Exekution ſtatt ($. 53). 


$. 56. 


Wenn mit der Ausweiſung Gefahr für Leben oder Gefundheit des Aus⸗ 
zuweiſenden oder ſeiner Angehörigen verbunden ſein würde, oder wenn die Urſache 
der Erwerbs⸗ oder Arbeitsunfähigkeit des Auszuweiſenden durch eine im Bundes⸗ 
kriegsdienſte oder bei Gelegenheit einer That perſönlicher Selbſtaufopferung er⸗ 
littene Verwundung oder Krankheit herbeigeführt iſt, oder endlich, wenn ſonſt 
die Wegweiſung vom Aufenthaltsorte mit erheblichen Härten oder Nachtheilen 
für den Auszuweiſenden verbunden ſein ſollte, kann auch bei nicht erreichter 
Einigung das Verbleiben der auszuweiſenden Perſon oder Familie in dem 
Aufenthaltsorte, gegen Feſtſetzung eines von dem verpflichteten Armenverbande 
zu zahlenden Unterſtützungsbetrages, durch die zur Entſcheidung in erſter Inſtanz 
zuſtändige Behörde des Ortsarmenverbandes des Aufenthaltsortes angeordnet 
werden. 

Gegen dieſe Anordnung, welche, wenn die Vorausſetzungen fortfallen, 
unter welchen fie erlaſſen ift, jederzeit zurückgenommen werden kann, ſteht inner⸗ 
halb vierzehn Tagen nach der Zuſtellung beiden Theilen die Berufung zu. Die⸗ 
ſelbe erfolgt, wenn die ſtreitenden Armenverbände einem und demſelben Bundes⸗ 
ſtaate angehören, an die nächſt höchſte landesgeſetzliche Inſtanz / ſofern die 
ſtreitenden Theile verſchiedenen Bundesftanten angehören, an das Bundesamt für 
das Heimathweſen. Bei der hierauf ergehenden Entſcheidung bewendet es 
endgültig. 

Dasſelbe findet ſtatt, wenn der Antrag des verpflichteten Armenverbandes 
auf Erlaß einer ſolchen Anordnung zurückgewieſen iſt. 


F. 57. 
Solange das Verfahren, betreffend den Verſuch einer Einigung nach 
F. 55, oder betreffend den Erlaß der im F. 56 bezeichneten Anordnung, ſchwebt, 
bleibt die Vollſtreckbarkeit der Entſcheidung erfier Inſtanz ausgeſetzt ($. 53). 


$. 58. 

Iſt die Ausweiſung durch Transport zu bewerkſtelligen, fo fallen die 
Transportkoſten als ein Theil der zu erſtattenden Koſten der Unterſtützung des 
Hülfsbedürftigen dem hierzu verpflichteten Armenverbande zur Laſt. 

Entſteht über die Nothwendigkeit des Transportes oder die Art der Aus⸗ 
führung desſelben Streit, ſo erfolgt die Entſcheidung hierüber endgültig durch die 
in erſter Inſtanz in der Hauptſache zuſtändige Behörde des Armenverbandes des 
Aufenthaltsortes ($. 38 Abſatz 2). 


— 275 — 


nr 
Iſt ein Armenverband zur Zahlung der ihm endgültig auferlegten Koſten, 
laut Beſcheinigung der ihm vorgeſetzten Behörde, ganz oder theilweiſe außer 
Stande, ſo hat der Bundesſtaat, welchem er angehört, entweder mittelbar oder 
unmittelbar für die Erſtattung zu ſorgen. 


F. 60. 

Ausländer müſſen vorläufig von demjenigen Ortsarmenverbande unterſtützt 
werden, in deſſen Bezirk fie ſich bei dem Eintritt der Hülfsbedürftigkeit befinden. 
Zur Erſtattung der Koſten beziehungsweiſe zur Uebernahme des hülfsbedürftigen 
Ausländers iſt derjenige Bundesſtaat verpflichtet, welchem der Ortsarmenverband 
der vorläufigen Unterſtützung angehört, mit der Maßgabe, daß es jedem Bundes⸗ 
ſtaate überlaſſen bleibt, im Wege der Landesgeſetzgebung dieſe Verpflichtung auf 
ſeine Armenverbände zu übertragen. 

F. 61. 

Durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes werden Rechte und Verbindlichkeiten 
nur zwiſchen den zur Gewährung öffentlicher Unterſtützung nach Vorſchrift dieſes 
GE cha Verbänden (Orts-, Landarmenverbände, Bundesſtaaten) 
egründet. 

Daher werden die auf anderen Titeln Familien- und Dienſtverhältniß, 
Vertrag, Genoſſenſchaft, Stiftung u. ſ. w.) beruhenden Verpflichtungen, einen 
Hülfsbedürftigen zu unterſtützen, von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht 
betroffen. 

F. 62. 

Jeder Armenverband, welcher nach Vorſchrift dieſes Geſetzes einen Hülfs— 
bedürftigen unterſtützt hat, iſt befugt, Erſatz derjenigen Leiſtungen, zu deren 
Gewährung ein Dritter aus anderen, als den durch dieſes Geſetz begründeten 
Titeln verpflichtet iſt, von dem Verpflichteten in demſelben Maße und unter 
denſelben Vorausſetzungen zu fordern, als dem Unterſtützten auf jene Leiſtungen 
ein Recht zuſteht. 

Der Einwand, daß der unterſtützende Armenverband den Erſatz von einem 
anderen Armenverbande zu fordern berechtigt ſei, darf demſelben hierbei nicht 
entgegengeſtellt werden. 

F. 63. 

Die Verwaltungs- und Polizeibehörden find verpflichtet, innerhalb ihres 
Geſchäftskreiſes den Armenverbänden behufs der Ermittelung der Heimaths⸗, 
Familien⸗ und Aufenthaltsverhältniſſe eines Hülfsbedürftigen auf Verlangen be⸗ 
hülflich zu ſein. 

F. 64. 


Das Eintreten der in den $$. 10 und 22 an den Ablauf einer beſtimmten 
Friſt geknüpften Wirkungen kann durch Vertrag oder Verzicht der betheiligten 
Behörden oder Perſonen nicht ausgeſchloſſen werden. 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1894. 41 


Oeffentliche Unler⸗ 
ſtützung hülfsbedürftiger 
Ausländer, 


Verhältniß 
der 
Armenverbände: 
zu einander, 


zu anderweit 
Verpflichteten, 


zu den Behörden. 


Zub vs 
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SR ee Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1871 in Kraft. Nach dieſem Tage 
) finden die bis dahin innerhalb des Bundesgebietes gültigen Vorſchriften über die 
durch das gegenwärtige Geſetz geregelten Rechtsverhältniſſe nur inſoweit noch 
Anwendung, als es ſich um die Feſtſtellung des Unterſtützungswohnſitzes für die 
Zeit vor dem 1. Juli 1871 handelte. 


Insbeſondere kommen hierbei folgende Beſtimmungen zur Anwendung: 


Uebergangs- 1. Diejenigen Norddeutſchen, welche am 30. Juni 1871 innerhalb des 

beſtnnmungen. Bundesgebietes ein Heimathsrecht beſitzen, haben kraft desſelben am 1. Juli 
1871 den Unterſtützungswohnſitz in demjenigen Ortsarmenverbande, welchem ihr 
Heimathsort angehört. 

2. Diejenigen Norddeutſchen, welche am 30. Juni 1871 innerhalb des 
Bundesgebietes einen Unterſtützungswohnſitz haben, beſitzen denſelben am 1. Juli 
1871 mit den Folgen und Maßgaben dieſes Geſetzes, gleichviel ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des Erwerbes andere waren, als die durch dieſes Geſetz vorgeſchriebenen. 

3. Wo und inſoweit bisher ein Heimathsrecht oder Unterſtützungswohnſitz 
durch bloßen Aufenthalt nicht erworben, durch bloße Abweſenheit nicht verloren 
werden konnte, beginnt der Lauf der durch dieſes Geſetz vorgeſchriebenen zwei⸗ 
jährigen Friſt für den Erwerb beziehungsweiſe Verluſt des Unterſtützungswohn⸗ 
fie mit dem 1. Juli 1871. 

4. Wo bisher für den Erwerb beziehungsweiſe Verluſt des Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzes die nämliche oder eine längere, als die durch dieſes Geſetz vorgeſchrie⸗ 
bene Friſt galt, kommt bei Berechnung der letzteren die vor dem 1. Juli 1871 
abgelaufene Zeitdauer in Anſatz. 

5. Wo bisher für den Erwerb beziehungsweiſe Verluſt des Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzes eine kürzere, als die durch dieſes Geſetz vorgeſchriebene Friſt beſtand, 
gilt, ſofern die kürzere Friſt vor dem 1. Juli 1871 abgelaufen war, die Wir⸗ 
kung des Ablaufs als eingetreten, auch wenn die Entſcheidung hierüber erſt nach 
dem 1. Juli 1871 erfolgt. War die kürzere Friſt vor dem 1. Juli 1871 noch 
nicht abgelaufen, ſo bedarf es zum Eintritt der durch dieſes Geſetz vorgeſchrie⸗ 
benen Wirkungen des Ablaufs der durch dieſes Geſetz vorgeſchriebenen Friſt, 
jedoch unter Anrechnung der vor dem 1. Juli 1871 abgelaufenen Zeitdauer. 

6. Das durch dieſes Geſetz für die Entſcheidung der Streitſachen über die 
öffentliche Unterſtützung Hülfsbedürftiger vorgeſchriebene Verfahren kommt nach 
Maßgabe der Vorſchrift des $. 37 zur Anwendung bei denjenigen Streitſachen 
der Armenverbände (Armenkommunen, Armenbezirke, Heimathsbezirke), welche 
nach dem 30. Juni 1871 anhängig gemacht werden. 
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(Nr. 2151.) Bekanntmachung, betreffend Ergänzung und Berichtigung der dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügten Liſte. Vom 
8. März 1894. 


I. In der dem internationalen Uebereinkommen über den Eiſenbahnfracht⸗ 
verkehr vom 14. Oktober 1890 (Reichs⸗Geſetzbl. von 1892 S. 793) beigefügten 
Liſte der Eiſenbahnſtrecken, auf welche dieſes Uebereinkommen Anwendung 
findet, ſind in Ausführung des Artikels 58 des Uebereinkommens mit 
Wirkung vom 25. März d. I. ab folgende Eiſenbahnſtrecken nachzutragen: 

Unter „Frankreich. A. Von franzöſiſchen Verwaltungen be— 
triebene Bahnen und Bahnſtrecken.“ 
a) Die Linien d’interet general: 
9. Der Geſellſchaft für Departemental-Eiſenbahnen. 
10. Der Eiſenbahngeſellſchaft von Somain nach Anzin und bis 
zur belgiſchen Grenze. 
b) Die Linien d’interet local: 
1. Der Geſellſchaft der Departemental⸗Bahnen. 
2. Der Eiſenbahn von Marlieux nach Chatillon⸗ſur⸗Chala⸗ 
ronne. 

II. Außerdem find folgende Berichtigungen der Lifte unter „Oeſterreich-Ungarn“ 

vorzunehmen: 
1. Unter „I. Im Reichsrathe vertretene Königreiche und 
Länder (einſchließlich Liechtenſtein). B. III.“ iſt hinzuzufügen: 
47. bei Nowoſielitza bis Nowoſtelitza. 
2. Unter „II. Ungarn“ iſt die als Nr. 9 aufgeführte, in die Ver⸗ 
waltung der Kaſchau-Oderbergerbahn übergegangene „Lokalbahn 
im Poprädthal“ zu ſtreichen. 
Berlin, den 8. März 1894. 


Der Reichskanzler. 


Graf von Caprivi. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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